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1938. Der Schweizer Gesandte in Berlin ließ seiner Regierung im Jahre 1934 
Berichte zukommen, in denen es hieß, "daß wir bei einer Verschlechterung der 
Wirtschafts lage mit einer außerordentlich verschärften Agitation gegen die Juden 
zu rechnen haben" .49 Die insbesondere durch die Nürnberger Gesetze vom 15. 
September 1935 verschärfte Entrechtung der Juden erschien der internationalen 
Öffentlichkeit ebenfalls nicht so ungewöhnlich. Das läßt sich gut beobachten in 
den Reaktionen des Auslandes auf die Behandlung von in Deutschland lebenden 
Ausländern mit jüdischer Konfession. 

Bei einer Umfrage der Schweizer Gesandtschaft unter den ausländischen Ver­
tretungen in Berlin waren Franzosen und Engländer der Ansicht, daß sie aufgrund 
der Gleichbehandlungsklausel in den Handelsverträgen eine Besserstellung der 
französischen bzw. britischen Juden in Deutschland gegenüber deutschen 
"Nichtariern" nicht verlangen könnten. Für die Vereinigten Staaten war die 
Situation "deshalb etwas heikel", weil verschiedene Staaten der Union ähnliche 
Maßnahmen zur Trennung von Weißen und Schwarzen getroffen hatten und 
beispielsweise in Kalifornien Ehen zwischen Weißen und Farbigen untersagt 
waren. Bezeichnenderweise waren es gerade die kleinen Staaten, die die größte 
Grundsatztreue bewiesen. Die Holländer erklärten, "die niederländische Regie­
rung kenne nur Niederländer und könne nicht auf eine Unterscheidung hinsicht­
lich der Rasse oder der Religion eintreten", und die Schweizer sahen gerade wegen 
der Verschlechterung der Lage der Juden in Deutschland "allen Grund, an dem 
Anspruch festzuhalten, alle Schweizer ohne Rücksicht auf Rasse, Konfession oder 
Sprache mit dem vollwertigen Deutschen gleichbehandelt zu sehen". Dies blieb 
dann auch nicht ganz ohne Folgen für die Haltung der Großmächte.50 

Allerdings handelte es sich bei den Großmächten eben teilweise doch nur um 
proklamatorische Formeln, die vorgebracht wurden. Das Vorgehen der National­
sozialisten gegen die deutschen Juden war weitgehend prinzipiell akzeptiert. Ein 
Vertreter der britischen Botschaft in Berlin erklärte, man könne "rechtlich wohl 
kaum den Deutschen verwehren ... , ihre Rasse auf die ihnen gut scheinende Art 
zu schützen" .51 Alle Staaten versuchten, die Einwanderung deutscher Juden zu 
beschränken, und selbst die 1939 von den Amerikanern betonten "fundamentalen 
Grundsätze der amerikanischen Verfassung", nach denen "keine unterschiedliche 

49 Bericht vom 13. 11. 1934, Schweizerisches Bundesarchiv Bern, Eidgenössisches Politisches 
Departement, 200\ (C) 4, Nr. 131 (im weiteren SBA Bern, EPD). 

50 Schweizer Gesandtschaft an Eidgenössisches Politisches Departement vom 16. 9. 1935,21.9.1935; 
Vermerk vom 22. 9. 1935, SBA Bern, EPD, 2001 (C) 4, Nr. 132; Schweizerisches Generalkonsulat 
München an Gesandtschaft in Berlin vom 2. 1\. \935; Schweizerische Gesandtschaft Berlin an 
Abteilung für Auswärtiges vom 23. 11. 1935, ebd.; auch Schweden blieb prinzipienfest, vgl. 
Schweizerische Gesandtschaft in Stockholm an Abteilung für Auswärtiges vom 12. 10. 1938, SBA 
Bern, EPD, 2001 (D) 2, Nr. 100. 

5\ Schweizerische Gesandtschaft Berlin an Abteilung für Auswärtiges vom 23.11. 1935, SBA, EPD, 
200\ (C) 4 
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Behandlung amerikanischer Staatsbürger aufgrund ihrer Rasse oder ihres Glau­
bens" geduldet werden könne, hielten die Amerikaner doch nicht davon ab, einen 
"praktischen Weg" zu suchen, die Benachteiligung amerikanischer Juden von Fall 
zu Fall zu mildern, was die Schweizer Beobachter zutreffend als "mehr oder 
weniger gedeckten Rückzug aus dem Gefecht" interpretierten.52 

Im Dezember 1938 berichtete der Gesandte seiner Regierung, "es kann keinem 
Zweifel unterliegen, daß Deutschland eine vollständige Eliminierung der Juden 
herbeizuführen beabsichtigt"5l. Das war aber nicht allein das Ziel der deutschen 
Regierung, die in ihrer Auswanderungspolitik gegenüber den Juden Ideen auf­
griff, die in Osteuropa entwickelt worden waren. Der sogenannte Madagaskar­
Plan, also die Auswanderung aller deutschen Juden und ihre Neuansiedlung auf 
Madagaskar, der 1939 ventiliert wurde und uns heute so utopisch erscheint 
- immerhin war Madagaskar französischer Besitz - war Anfang 1937 in Polen 
von seiten der polnischen Regierung ins Gespräch gebracht worden.54 Polens 
Bevölkerung gehörte zu gut 10 % zum Judentum, was von weiten Kreisen in 
Polen und von der polnischen Regierung als untragbar empfunden wurde. In den 
dreißiger Jahren wanderten aus Polen jährlich etwa 100 000 Juden aus, aus 
Deutschland durchschnittlich nur 23 000. Auf einer internationalen Konferenz 
über Flüchtlingsfragen im Juli 1938 in Evian wurde die "Judenfrage" als weltwei­
tes Problem eingestuft, und das dann eingesetzte internationale Flüchtlingskomi­
tee akzeptierte in einem Memorandum an die Reichsregierung gesetzliche Maß­
nahmen gegen Juden, denen damit ein internationaler Sonderstatus als Gastvolk 
zugewiesen wurde, was gleichzeitig ihre gesetzliche Diskriminierung sanktio­
niert.55 

"Die Situation der Juden in Polen wird von Tag zu Tag schwieriger und 
gefährlicher. Der Antisemitismus der einflußreichen Schichten geht dahin, bei uns 
die gleichen Bedingungen wie in Deutschland für die jüdische Bevölkerung zu 
schaffen", wurde der französischen Regierung 1937 berichtet,56 und tatsächlich 
lag in diesen Verhältnissen der Anlaß zu den Ausschreitungen vom 9. November 
1938. Die polnische Regierung erklärte in Verfolg ihrer politischen Zielsetzungen 
zur Verminderung der Juden alle länger als fünf Jahre im Ausland lebenden Polen 
ihrer Staatsangehörigkeit für verlustig. Die deutsche Regierung nahm die Gele-

52 Schweizerische Gesandtschaft Washington an Abteilung für Auswärtiges vom 26.1. 1939 und vom 
23.11. 1938, SBA Bern, EPD, 2001 (D) 2, Nr. 100. 

53 Gesandtschaft Berlin an Bundesrat Motta vom 14. 12. 1938, SBA Bern, EPD, 2300 Berlin, Nr. 39/40. 

54 Petit Parisien vom 12. 1. 1937 u. Berichtederfranzösischen Botschaft in Warschau vom 17. 1. 1937f.; 
Außenministerium an französische Botschaftim Paris vom 30.12. 1937 unter Bezugnahme aufSchreiben 
vom 26. 10. 1937 und fo lgende, Archiv des französischen Außenministeriums, Pologne, Nr. 696. 

55 Bernd Martin: Judenverfolgung und -vernichtung unter der nationalsozialistischen Diktatur. In: 
Bernd Martin / Ernst Schulin (Hrsg.) : Die Juden als Minderheit in der Geschichte, München ' 1982, 
S.305. 

56 Archiv des Außenministeriums Paris, Pologne, Nr. 330. 
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genheit wahr, etwa 15000 in Deutschland lebende jüdische Polen, die nun 
staatenlos geworden waren, nach Polen abzuschieben, wo sie nicht mehr aufge­
nommen wurden und längere Zeit im Niemandsland dahinvegetieren mußten. 
Unter ihnen waren die Eltern Herschel Grynszpans, der daraufhin den deutschen 
Gesandtschaftsrat vom Rath in Paris erschoß. Das Attentat wurde benutzt, um die 
Verfolgung vom 9. November 1938 auszulösen. 

Was am 9. November 1938 geschah, mußte in diesem internationalen Kontext 
als so außergewöhnlich nicht erscheinen. Der insbesonders in Osteuropa grassie­
rende Antisemitismus ermöglichte Hitler, seine letzten Ziele noch einmal zu 
verbergen, so daß die eigentlichen ideologischen Grundlagen des Nationalsozia­
lismus für die Öffentlichkeit nicht erkennbar wurden. Hitler hatte als erster 
Antisemit in "Mein Kampf" die Entrechtung der Juden "durch das Schwert" 
gefordert und davon gesprochen, "ein solcher Vorgang ist und bleibt aber ein 
blutiger" Y Er hatte die Judenfrage zur Weltfrage erklärt und bedauert, daß im 
Ersten Weltkrieg nicht 12 000 oder 15 000 Juden durch Giftgas beseitigt worden 
seien. 58 Die Beseitigung des Judentums - nicht nur in Deutschland - war Hitlers 
Ziel, das durchaus rational argumentiert wurde, wenn auch von irrationalen 
Voraussetzungen her. Im "Kampf" und besonders prägnant in seinem "Zweiten 
Buch" von 1928 ist dies beschrieben:59 Für Hitler sind die Juden keine Religions­
gemeinschaft, sondern ein Volk mit einem Staat ohne Staatsgebiet, weil sie unfähig 
zur Staatsführung seien. Sie könnten selbst nur als Parasiten leben und das Ziel der 
Entnationalisierung der Nationen verfolgen, um die geistigen Oberschichten 
durch eigene Volksangehörige zu ersetzen und zur Herrschaft über die dann 
führerlose Menschheit aufzusteigen. Wenn dann der "Völkerparasit"60 gesiegt 
habe, sei dies das Ende der Kultur und damit zugleich sein eigenes Ende absehbar, 
da er nur als Parasit leben könne. Ein Teilziel habe das Judentum in Rußland mit 
der Bolschewisierung erreicht, was 28 bis 30 Mio. Tote gekostet habe, jetzt ginge 
es um die anderen Staaten. Das erbittertste Ringen spiele sich in Deutschland ab, 
wo "als offensive Kampf truppe auf seiten des Judentums der Marxismus, die 
Demokratie und das sogenannte christliche Zentrum in Erscheinung treten"61. Es 
ging Hitler also nicht allein um die Entfernung der Juden aus Deutschland, 
sondern es ging ihm um die Rettung der Welt. 

Der 9. November 1938 ließ erstmals eine Ahnung davon aufkommen, daß die 
Entfernung der Juden tatsächlich ernst gemeint sein konnte. In der Presse war zu 
lesen, der Tod vom Raths habe im ganzen Reich "spontane judenfeindliche 

57 EberhardJäckel: Hitlers Weltanschauung, S. 87; vgl. Mein Kampf, einbändige Ausgabe, S. 738. 

58 Jäckel, S. 87, Greive, S. 130/131. 

59 Hitlers Zweites Buch. Ein Dokument aus dem Jahre 1928. Eingeleitet und kommentiert von 
Gerhard L. Weinberg, Stuttgart 1961 , S. 2201. 

60 Hitlers Zweites Buch, S. 221. 

61 Hitlers Zweites Buch, S. 223. 
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Kundgebungen" ausgelöst, und die "empörte Volksmenge" habe die Synagogen 
angezündet und die jüdischen Geschäfte und Wohnungen zerschlagen und demo­
liert.62 Aber jedermann wußte, daß es eine gesteuerte und von der SA und SS 
durchgeführte Aktion war. Selbst der Presse war dies zu entnehmen, wenn es in 
den Zeitungen hieß, "das war die Antwort der nationalsozialistischen Bevölke­
rung" (Cloppenburgs) auf den Mord an vom Rath.63 

Das war in der Tat richtig, denn vornehmlich die alte antisemitische Kerntruppe 
der NSDAP hatte ihre Ziele erstmals verwirklichen können - oftmals verstärkt 
durch von auswärts herangeholte SA - und hatte sich dessen auch noch ge­
rühmt,64 während viele verlegen wegsahen und höchstens unter guten Freunden 
ihren Abscheu äußerten. Aber selbst das Barbarische hatte seine Attraktion. Man 
sah sich die ausgebrannte Synagoge an, Lehrer führten ihre Klassen zu den 
zerstörten Geschäften und Synagogen" unter Absingen von Haßliedern", wie ein 
Beobachter in seinem Tagebuch notierte. Einige stahlen, was ihnen vor die Finger 
kam, mancher in der Wolle gefärbter Nationalsozialist brüstete sich sogar, "er 
wäre Antisemit, seinetwegen könnten die Juden alle totgeschlagen werden". Ein 
anderer wollte "Blut sehen" für den getöteten Diplomaten, "seine Kinder hätten 
an der Zerstörung der Synagoge kräftig teilgenommen" .65 Solche konnten nun das 
tun, was sie jahrelang in der Offentlichkeit gebrüllt hatten "Juda verrecke!", und 
was eigentlich niemand ernstgenommen hatte. 

Als den Juden dann auch noch eine Milliarde Reichsmark als Buße auferlegt 
wurde und sie für alle Zerstörungen aufkommen mußten, fand dies doch Zustim­
mung über die Nationalsozialisten hinaus,66 denen es damit gelungen war, die 
alten Neidkomplexe zu mobilisieren und sich auf diese Weise Komplizen zu 
schaffen. "Und niemand half uns damals", sagte der vor einigen Jahren in Münster 
verstorbene Rabbiner Bernhard Brilling bei der Gedenkfeier 1978 in Erinnerung 
an seine eigenen Erlebnisse in BreslauY Einer hatte seine Hilfe wenigstens 
angeboten. Das war Clemens August Graf von Galen, der Bischof von Münster, 
der zur Frau des geschundenen Rabbiners Dr. Steinthai einen Boten schickte und 
fragen ließ, ob er etwas für ihren Mann tun könne. Der Rabbiner sah es als 
göttliche Gnade an, daß ihm so der Glaube an den Menschen erhalten geblieben 

62 Z. B. in Münstersche Zeitung vom 10. 11. 1938, reproduziert bei Aschhoff: Die Juden in Münster, 
Dokument Nr. 18. 

63 Vergeltung für den jüdischen Mord. In: Münsterländische Tageszeitung vom 11. 11. 1938. 
Reproduziert bei Teuber (wie Anm. 45), S. 119. 

64 StAMS, Staatsanwaltschaft Münster 6 Js 176-48; daß SA- und SS-Einheiten oft von auswärts 
herangeholt wurden, läßt sich durch viele Beispiele belegen, vgl. u. a. den Bericht des münstersehen 
Rabbiners Dr. Steinthai, der einige ortskundige SA-Leute in Münster zu den Häusern von Juden 
führen sollte, Stadtarchiv Münster. 

65 Tagebuch Beier, Eintragung vom 11. 11. 1938, Stadtarchiv Münster, Nachlaß Beier, Nr. 5. 

66 Ebd., Eintragung vom 15. 11. und 17. 11. 1938. 

67 Eine Schmach für das ganze deutsche Volk, Westfälische Nachrichten vom 10. 11. 1978. 
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ist. 68 Einige wenige Geistliche prangerten die Brandstifter in ihren Predigten an: 
"Ein Brandstifter ist auch heute ein Brandstifter und ein Straßenräuber ist und 
bleibt ein Straßenräuber, auch wenn er seine Beute der NSV stiftet"69, rief der eine, 
ein anderer prophezeite, daß die gleichen Steine vielleicht bald in die Kirchen 
fliegen würden '?o Die überwiegende Mehrheit schaute schweigend zu und nur 
wenige halfen, einige Feuerwehrleute löschten, bis sie daran gehindert wurden. 71 

Einige halfen heimlich jüdischen Mitbürgern, mit denen sie bekannt waren, und 
selbst bei einigen SA-Leuten fand sich noch ein Schimmer von Menschlichkeit .72 

Es folgten nun viele Verordnungen, die die Lebensmöglichkeiten der Juden 
immer weiter einschränkten. Der verschärfte Kurs des Regimes wurde auch für 
diejenigen stärker spürbar, die nicht mitmachten. Man sah sich z. B. genötigt, den 
in Stürmerkästen ausgehängten Anklagen, man habe bei Juden gekauft, in Zei­
tungsanzeigen entgegenzutreten'?) Die Angst der anderen führte zur weiteren 
Isolierung der Juden. 

In einer Reichstagsrede am 30. Januar 1939 deutete Hitler, wenn auch in 
verklausulierter Form an, was er wirklich anstrebte. Er sagte nämlich: "Wenn es 
dem internationalen Finanzjudentum ... gelingen sollte, die Völker noch einmal 
in einen Weltkrieg zu stürzen, dann wird das Ergebnis nicht die Bolschewisierung 
der Erde und damit der Sieg des Judentums sein, sondern die Vernichtung der 
jüdischen Rasse in Europa." Es folgte "anhaltender stürmischer Beifall"74. Nach 
der Entrechtung der Juden und ihrer Pauperisierung begann ihre Ermordung, als 
Osteuropa unter nationalsozialistische Herrschaft geriet. Schon im November 
1939 mußten die Juden in Polen einen ,Judenstern' tragen, in Deutschland dann 
seit dem 1. September 1941, und mit dem sogenannten "Kommissarbefehl" 
begann im Sommer 1941 die Ausrottung der osteuropäischen Juden. 

In Deutschland wurden die in "Judenhäusern" zusammengepfercht Lebenden 
seit Herbst 1941 nach Osten deportiert und dort durch schwere körperliche 
Arbeit, durch unmenschliche Lebensbedingungen, durch Erschießungen" oder in 

68 Nachricht Dr. Steinthal, Stadtarchiv Münster. 

69 Teuber, S. 103; vgl. Joachim Kuropka: Vorwort. In: Dr. Johannes Göken: Der Kampf um das 
Kreuz in der Schule, 3. Auflage Bösel 1986, S. IV. 

70 Tagebuch Beier, Eintragung vom 15. 11. 1938. 

71 Ermittlungsakten Staatsanwalt Münster, StAMS, Staatsanwalt Münster, Nr. 170. 

72 Bericht Dr. Stein thaI. 

73 Oldenburgische Volkszeitung vom 21. 11. 1938; der Text der Anzeigen lautete: "Die Behauptung 
im Stürmerkasten, daß ich beim Juden gekauft habe, ist falsch." Eine andere Anzeige: "Richtigstel­
lung! Daß ich bei der jüdischen Fa. Bloch gekauft habe, ist unrichtig!". 

74 Zitiert nach Ernst Jäckel: Hitlers Weltanschauung. Entwurf einer Herrschaft, Stuttgart ' 1986, 
S. 72. 

75 Vgl. den Bericht des Münsteraners Siegfried Weinberg vom 8. 10. 1944 über seine Deportation, 
z. T. gedruckt in Helmut Krausnick I Hans-Heinrich Wilhelm: Die Truppe des Weltanschauungskrie­
ges. Die Einsatzgruppen der Sicherheitspolizei und des SD 1938-1942, Stuttgart 1981, S. 589f.; 
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den Gaskammern ums Leben gebracht. Weder den Betroffenen selbst, noch der 
Bevölkerung blieb völlig verborgen, um was es bei den Deportierten eigentlich 
ging. "Anfang Dezember wird wiederum ein Transport von 1 000 Juden nach 
Minsk vor sich gehen, was in den getroffenen Kreisen eine wahre Panikstimmung 
hervorgerufen hat", schrieb der schweizerische Konsul am 21. November 1941 
aus Köln und fuhr dann fort, "sind doch alle Juden davon überzeugt, daß sie ihrem 
Ende entgegengehen" .76 

Was im Osten geschah, sickerte dann trotz aller Geheimhaltung doch in etwa 
durch. Das war schon durch den Umfang der Aktion bedingt. So erzählten auf 
Urlaub heimkehrende Soldaten manches, was sie zufällig gesehen hatten, ohne 
immer Glauben zu finden. Ein Schweizer Bürger - als Zivilangestellter tätig -
war, wie er dem Konsul in Köln berichtete - "in Dünaburg zeitweiliger - er 
konnte das Schauspiel nicht länger ertragen - Augenzeuge, wie 4 500 Juden 
(Männer, Frauen und kleine Kinder)" durch Genickschuß ermordet wurden." 
Ein Deutscher, der aus der Gegend von Leningrad über Warschau gefahren war, 
sah Dinge, die "so fürchterlich" waren, daß er seiner Frau nicht alles erzählen 
mochte. Der Schweizer Konsul "wollte diesen Angaben zuerst selbstverständlich 
keinen Glauben schenken" und bekam sie dann von einem Industriellen bestätigt, 
der die Ghettos von Lodz und Minsk gesehen hatte.'8 

Nur wenige reagierten wie ein Regimentskommandeur der Wehrmacht im 
Osten, der Freiwillige, die sich für die Erschießung von Juden gemeldet hatten, in 
eine andere Einheit versetzen ließ mit der ausdrücklichen Begründung, er wün­
sche nicht "Mörder" in den Reihen seines Regiments zu haben .79 Während 
Informationen über die unmenschliche Behandlung durchsickerten, gibt es keine 
Belege für allgemeine Kenntnisse über die Existenz der Vernichtungslager. 80 Die 
Geheimhaltung hatte gute Gründe, denn trotz aller Antisemitismus-Propaganda 
hatte der überwiegende Teil der Deutschen für die Deportation kein Verständnis 
und lehnte die seit Kriegsbeginn einsetzende Verschärfung der Maßnahmen gegen 
die Juden ab. sl 

vollständig wiedergeseben von Diethard Aschhoff In der Hölle des Ostens. Ein junger Münsteraner 
Jude berichtet von semen Erlebnissen in lettischen Konzentrations- und Arbeitslagern 1941-1944. In: 
Helmut Lahrkamp (Hrsg.): Beiträge zur neueren Stadtgeschichte (Quellen und Forschungen zur 
Geschichte der Stadt Münster NF Bd. 12), Münster 1987, S. 320f. 

76 An Abteilung für Auswärtiges in Bern vom 21. 11. 1941, SBA Bern, EPD, 2300 Köln, Nr. 5. 

77 Konsulat an Gesandtschaft in Berlin vom 19. 11. 1941, ebd. 

78 Konsul Köln an Gesandtschaft vom 8. 12. 1941, ebd. 

79 Bericht des Militärattaches der schweizerischen Gesandtschaft in Berlin vom 22. 7. 1943, SBA 
Bern, 2300 Berlin, N r. 44. 

80 Hans Mommsen: Was haben die Deutschen vom Völkermord gewußt? In: Walter H. Pehle (Hg. ): 
Der Judenpogrom 1938. Von der ,Reichskristallnacht' zum Völkermord, Frankfurt/M. 1988, S. 185. 

81 Z. B. Schweizerische Gesandtschaft an Abteilung für Auswärtiges vom 19. 8.1941,2300 Köln, 
Nr.5. 
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Die immer wieder gestellte Frage, warum niemand protestiert hat,82 verkennt 
einigermaßen die konkreten Lebensumstände unter einer totalitären Diktatur. 
Die Kirchen legten Protest ein - aber nur, als es um die sogenannten ,nichtari­
schen' Christen ging. Man mag dafür Verständnis aufbringen oder nicht, immer­
hin gibt es Erklärungsansätze. Das Christentum war unlösbar mit dem Judentum 
verbunden, und alle Versuche während des Weltanschauungskampfes der ersten 
Jahre des Dritten Reiches, diese Verbindung zu lockern, waren erfolglos geblie­
ben. Im "Stürmer" und im "Schwarzen Korps" wurden die Christen mit Juden 
und Kommunisten als Staatsfeinde angeprangert. Die SA sang "Hängt die Juden, 
stellt die Schwarzen an die Wand"83 oder " .. . . daß der Deutschen Art verjudet 
weiter durch das Christentum: Juden raus, Papst hinaus aus dem deutschen 
Vaterhaus"84 oder "Die alte Judenschande ist endlich ausgefegt, die schwarze 
Lügenbande wühlt weiter unentwegt" mit der Aufforderung "Haut das schwarze 
Lumpenpack zu Brei. "8; Ausländische Beobachter fragten sich schon 1935, ob 
nicht "Katholikenpogrome" bevorstünden86

, und nach dem 9. November 1938 
stellte sich für manche diese Frage auch in Münster: "Was kommt nach denjuden? 
Die Kirchen?"." Eine Zeile weiter heißt es dann in dem eben zitierten Tagebuch: 
"Angst ist überhaupt das bestimmende Agens für den Bürger." 

Trotz aller Angst kam es von seiten der Bevölkerung aber doch zu unliebsamen 
demonstrativen Gesten, als die Juden zur Deportation in den Städten zusammen­
getrieben wurden. 

So erregte der Abtransport der Juden aus Lemgo "größeres Aufsehen", wie die 
SD-Außenstelie Detmold berichtete. Eine größere Anzahl Menschen fand sich 
beim Sammelplatz ein, und "ein großer Teil der älteren Volksgenossen (darunter 
sollen sich auch Parteigenossen befunden haben)" kritisierte "die Maßnahme des 
Abtransports negativ", darunter "selbst solche Volksgenossen, die bei jeder 
passenden und unpassenden Gelegenheit früher eine nationalsozialistische Gesin­
nung herausgestellt" hatten. Man ergriff "Partei für die Interessen der Juden". In 
Lemgo wie anderswo waren es die "konfessionellen Kreise"88, bei denen die Kritik 
besonders verbreitet war und wo es hieß: "Wenn das deutsche Volk nur nicht eines 

82 Vgl. z. B. Mommsen, S. 189. 

83 Siehe "Katholische Kirche", Nr. 21. 

84 Abgedruckt in: Unser Kirchenblatt für die Pfarrgemeinden des Bistums Münster vom 24. 3. 1935, 
Bistumsarchiv Münster A 101-37. 

85 Flugblatt aus Epe (Westf.) dem Generalvikariat Münster eingereicht, im Bistum Speyer besonders 
verbreitet, Bistumsarchiv Münster A 101-7. 

86 Bericht eines Korrespondenten der Basler Nachrichten vom 11. 11. 1934, SBA Bern, EPD, 2001 
(C) 4, 1931. 

87 Tagebuch Beier, Eintragung vom 12. 11. 1938. 

88 SD-Außenstelle Detmold an SD-Hauptaußenstelle Bielefeld v. 31. 7. 1942: Staats archiv Detmold 
D 21 A, Nr. 4852. 
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Tages die Strafe Gottes zu gewärtigen hat" .89 Gestapo und SS versuchten, den 
Transport abzuschirmen, indem die Termine geheim gehalten wurden, das Ge­
lände weiträumig abgesperrt wurde oder der Transport zu ungewöhnlichen Zeiten 
abging, in Münster z. B. um 23.00 Uhr. 

Um die in anderen Regierungsbezirken gemachten Erfahrungen zu verwerten, 
wurden die Modalitäten des Abtransports der münsterschen Juden am 20. No­
vember 1941 verabredet,90 auch um andere "unerfreuliche Erscheinungen" zu 
vermeiden. So hatten sich sogenannte Arier auf das Eigentum und die Wohnungen 
der abtransportierten Juden gestürzt, was von den Parteistellen als "unwürdig" 
qualifiziert wurde.91 

Am 10. Dezember 1941 begann der Leidensweg der münstersehen Juden, die 
nach Riga gebracht wurden. Wir sind über die Unmenschlichkeiten dieser Aktion 
gut unterrichtet durch den Bericht eines damals 22jährigen Münsteraners, der bis 
Juli 1944 überlebte und dann mit einigen lettischen Juden flüchten konnte. Sein 
Bericht schließt mit den Worten: "Dieses Verbrechen .. . ist die größte Kultur­
schande, das größte Kulturverbrechen nicht nur des 20. Jahrhunderts, sondern 
seit dem Bestehen der Weltgeschichte überhaupt."92 

Wie war es zu dieser Kulturschande gekommen? Ich habe einige wenige Linien 
dieser Entwicklung nachzuzeichnen und sie durch einige konkrete Details zu 
belegen versucht. Dies ist keine Erklärung für die Verbrechen, sondern ein 
nüchterner Rückblick, ein Stück historischer Erinnerung. Sie wird uns vor 
anderem Unheil nicht bewahren, das die Zukunft noch enthalten mag. Der 
historische Rückblick kann zur humanen Bewältigung der Zukunft keine Hand­
lungsanleitungen geben, die Geschichtswissenschaft ist eben keine praktische 
Wissenschaft, sooft der Blick in die Vergangenheit auch mit den beschwörenden 
Worten begründet wird ,damit so etwas nie wieder geschieht' . Historische 
Analyse kann aber andererseits durchaus die Entscheidungspunkte einer Ent­
wicklung aufdecken, sie kann die Irrwege aufzeigen, die beschritten wurden, bis 
man bedenklich nahe am Abgrund stand, in den man in einer bestimmten 
Konstellation von an die Macht gekommenen Fanatikern dann um so leichter 
gestoßen werden konnte. Auf vier solcher Entscheidungspunkte soll im hier 
dargelegten Zusammenhang noch hingewiesen werden: 

1. Schon in den eingangs zitierten Debatten im Preußischen Abgeordnetenhaus 
ist eine Verwirrung der Begriffe festzustellen, durch die die Wirklichkeit vernebelt 

89 SD-Hauptaußenstelle Bielefeld an III BI v. 16. 12. 1941, Staats archiv Detmold, D 21 A, Nr. 4852; 
Bericht des Schweizer Konsulats in Köln v. 28.10.1941, SBA Bern, EPD, 2300 Köln, Nr. 5; Bericht 
Siegfried Weinberg, wie Anm. 75. 

90 Protokoll der Besprechung reproduziert bei Aschhoff Juden in Münster, Dokument Nr. 22. 

91 Gauamt für Kommunalpolitik an Oberbürgermeister von Münster vom 1. 12. 1941, reproduziert 
bei Aschhoff Juden in Münster, Dokument Nr. 23. 

92 Bericht des Siegfried Weinberg vom 8. 10. 1944, wie Anm. 75. 
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und den Fanatikern ihr Treiben erleichtert wurde. Damals schon wurde zwischen 
Deutschen undjuden unterschieden, und es wurde unterschlagen, daß die Juden 
Deutsche waren . Wie es wirklich war, wird durch die Antwort eines Berliner 
Juden beschrieben, der nach dem Unterschied zwischen ihm und seinen Mitschü­
lern in einem Gymnasium vor dem Ersten Weltkrieg gefragt wurde. Seine 
Antwort war: "Sie gingen nicht in die Kirche, und ich ging nicht in die Syn­
agoge. "93 Auf die Frage in einem Interview nach der jüdischen Kultur in Essen 
während der Weimarer Zeit antwortete ein Überlebender: "Es gab keine jüdische 
Kultur in Essen in der Weimarer Republik. "94 

Rudolf Virchow spottete schon 1880, daß die Antisemiten so täten, als wären sie 
"alle Ethnologen ersten Ranges" , dann aber mit der Konfessionsstatistik die Rasse 
feststellen wollten. Wenn im weiteren die Worte wie "Die Juden sind unser 
Unglück" nicht so gemeint waren, wie sie seit 1933 praktiziert wurden, so führte 
doch die Sprache zu einer Disposition, die Späteres möglich machte. Bis heute läßt 
sich diese sprachliche Unsicherheit beobachten. In einem Ermittlungsverfahren 
über die Ereignisse von 1938 sprachen die Zeugen im Jahre 1948 einerseits über 
einen "Pochrom" - auf gut münstersch auch mit "ch" geschrieben -, so 
gebrauchten sie andererseits durchweg (auch die jüdischen Zeugen) den Begriff 
"Judenrevolte" für den 9. November, als ob die Juden einen Aufstand unternom­
men hätten. Und selbst heute wird oft - in bester Absicht - vom "Genozid" 
geredet, aber es wurde kein ,Volk' ausgerottet, sondern es wurden Deutsche, 
Polen, Russen, Franzosen usw. jüdischer Konfession ermordet. 

2. Noch schwerwiegender als der sprachliche war der verfassungsrechtliche 
Sündenfall. Ganz offen wurden 1893 Recht und Verfassung aus politischen 
Nützlichkeitserwägungen zur Disposition gestellt und waren einige Jahre zuvor 
im Kulturkampf aus solchen Motiven geändert worden, als man z. B. den Jesuiten 
und Geistlichen die deutsche Staatsbürgerrechte nahm, so daß es fast schon 
harmlos klang, wenn das gleiche Vorgehen gegen die Juden gefordert wurde. 

3. Grundsatztreue war dann auch nicht die Stärke der westlichen Demokratien, 
die selbst vom Antisemitismus infiziert waren. Ein amerikanischer Historiker hat 
dies an einem Beispiel erläutert. Hätte man 1914 behauptet, die Juden in Europa 
würden einmal ermordet, wäre damals die Antwort gewesen, "den Franzosen ist 
wirklich alles zuzutrauen' (Mosse). Tatsächlich begingen Deutsche das Unvor­
stellbare in einer internationalen Umgebung, die zwar Menschenrechtsprinzipien 
deklamierte, aber in der Politik die sogenannten ,Realitäten' akzeptierte und einen 
"praktischen Weg"95 des Auskommens mit dem NS-Regime suchte und damit die 
Unterscheidung von Recht und Unrecht preisgab. So konnten später die NS-

93 Zit. nach Petet Gay : In Deutschland zu Hause. In: Arnold Paucker: Die Juden im Nationalsoziali­
stischen Deutschland, Tübingen 1986, S, 35. 

94 Ebd., S. 41. 

95 Wie Anm. 48. 
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Schergen die Juden aus fast allen europäischen Ländern in ihren Machtbereich 
deportieren, ohne auf starken Widerstand zu stoßen mit der Ausnahme Däne­
marks, wo der freiheitliche Rechtsstaat trotz der Besetzung intakt geblieben war 
und der "Anschlag auf die Juden zugleich als Anschlag auf . . . (die) Verfassungs­
ordnung" empfunden worden war, so daß man sich ihm mit voller Kraft entgegen­
stellte. 96 

4. Die Vernichtung der Juden war Hitlers wichtigstes politisches Ziel. Noch in 
seinem politischen Testament vom 29. April 1945 verpflichtete er "die Führung 
der Nation und die Gefolgschaft zur peinlichen Einhaltung der Rassengesetze und 
zum unbarmherzigen Widerstand gegen den Weltvergifter aller Völker, das 
internationale Judentum" . 97 Hitler ging es also nicht nur um die Verhältnisse in 
Deutschland, es ging ihm um die Menschheit, die er durch die Juden vom 
Niedergang bedroht sah. Wer seine politischen Ziele mit der Gefahr des Unter­
gangs der Menschheit begründet, ist für die Menschen immer gefährlich, denn er 
ist wegen solcher letzter Begründungen auch bereit, zum letzten Mittel zu greifen. 

Wer dagegen die Menschlichkeit zum Zielpunkt seines Handelns bestimmt und 
den Mitmenschen menschlich behandelt, der leistet auch einen Beitrag zur 
Rettung der Menschheit. 

96 Jäckel, Hitlers Herrschaft, S. 137. 

97 Zit. nach Jäckel, S. 180/ 181. 


